
Amano kämpft weiter
um IAEA-Vorsitz

Der japanische Di-
plomat Yukiya Ama-
no (61) lässt nicht
locker und will sich
erneut für den Pos-
ten des Generaldi-
rektors der Interna-
tionalen Atomener-
giebehörde zur Wahl

stellen. Der bisherige IAEA-Chef, Mo-
hammed el Baradei, tritt nicht wieder
an. Bei der entscheidenden Abstim-
mung durch den IAEA-Gouverneursrat
bekam Amano gestern wieder nicht die
erforderliche Zweidrittel-Mehrheit von
24 der 35 Mitgliedsländer hinter sich.
Der südafrikanische Gegenkandidat Ab-
dul Samad Minty scheiterte ebenfalls
deutlich. 

Theo Waigel wird 
CSU-Ehrenvorsitzender 

Der frühere Partei-
chef Theo Waigel
wird neben Edmund
Stoiber neuer Eh-
renvorsitzender der
CSU. Der Vorschlag
steht bei der Klau-
sur des CSU-Vor-
stands kommende

Woche auf der Tagesordnung. Stoiber
war im Herbst 2007 zum CSU-Ehren-
vorsitzenden ernannt worden – auf
dem selben Parteitag, auf dem er den
Parteivorsitz abgeben musste. Stoi-
bers Vorgänger und ehemaliger partei-
interner Widersacher Waigel (69) hatte
die CSU von 1988 bis 1999 geführt.

Brüssel (dpa). Für den dänischen Minis-
terpräsidenten Anders Fogh Rasmussen
scheint der Weg zum Amt des Nato-Ge-
neralsekretärs frei. Die Türkei hat nach
den Worten ihres Präsidenten Abdullah
Gül keine grundsätzlichen Bedenken ge-
gen den Dänen als neuen Chef des Bünd-
nisses. Gül sagte gestern in Brüssel: „Wir,
die Türkei, sind nicht gegen den Minis-
terpräsidenten oder sonst irgend jeman-
den“. Rasmussen sei einer der erfolg-
reichsten Regierungschefs in Europa.
Auch Italien unterstützt mit Nachdruck
die Kandidatur Rasmussens.

Der 56-jährige Däne gilt seit einiger
Zeit als aussichtsreicher Kandidat für die
Nachfolge von Nato-Generalsekretär
Jaap de Hoop Scheffer, der diesen Som-
mer ausscheidet. In den vergangenen
Wochen hatte es Spekulationen gegeben,
Ankara könnte Rasmussen wegen der
umstrittenen Veröffentlichungen von Ka-
rikaturen des Propheten Mohammed in
der dänischen Zeitung Jyllands-Posten
zu verhindern versuchen. Rasmussen
hatte die Veröffentlichung der Zeichnun-
gen in Dänemarks größter Zeitung im
Jahre 2005 verteidigt. Die Karikaturen
hatten in der islamischen Welt für viel
Kritik gesorgt sowie zu Angriffen auf dä-
nische Einrichtungen im Ausland ge-
führt.

Nato-Generalsekretär

Türkei gibt 
grünes Licht für

Rasmussen

PERSONALIEN

STUTTMANNS BLICK

Ein in Kenia im Zusammenhang mit Ermitt-
lungen des UN-Kriegsverbrechertribunals
für Ex-Jugoslawien festgenommener Mann
ist wieder freigelassen worden. Wie die ke-
nianische Polizei mitteilte, handelte es sich
bei der Festnahme um einen Irrtum. 

In China verloren gegangenes radioaktives
Nuklearmaterial ist angeblich wieder aufge-
taucht. Der Sender BBC berichtete, es gebe
Hinweise, dass das Cäsium-137 in eine
Stahlfabrik in der nordwestlichen Provinz
Shaanxi gefunden worden sei.

Der slowenische Präsident Danilo Turk hat
die Aufnahme Kroatiens in die Nato ratifi-
ziert und damit den Weg frei gemacht für
den offiziellen Beitritt beim Nato-Gipfel
kommende Woche.

Hessens SPD will ihren Parteirebellen Jür-
gen Walter abstrafen. Die Mitgliedsrechte
des Kritikers der früheren Parteichefin An-
drea Ypsilanti sollen für zwei Jahre ruhen,
berichtet die Süddeutsche Zeitung unter Be-
rufung auf Parteikreise.

POLITIK KOMPAKT

„Diese Krise wurde gemacht von wei-

ßen Menschen mit blauen Augen, die

vor der Krise alles wussten und jetzt

nichts mehr wissen.“ 

Brasiliens Staatspräsident Luiz Inácio Lula
da Silva bei einem Treffen mit dem briti-
schen Premierminister Gordon Brown zur
Finanzkrise.
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28. März 1989: In Ost-Berlin wird der
Bundesbürger Gerald Knoch wegen
Fluchthilfe-Aktivitäten zu sechs Jahren
Freiheitsentzug verurteilt.

Quelle: Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur

VOR 20 JAHREN

Berlin. In der Heide bleibt es ruhig.
Kein Lärm von darüber hinweg 
donnernden Kampfjets und krachen-
den Übungsbomben – auch der Luft-
raum über dem Putenkükenstall Güh-
len-Glienicke bei Neuruppin bleibt 
bundeswehrfrei. Gestern schob das
Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg den Plänen des Bundesvertei-
digungsministeriums einen Riegel vor,
auf dem „Bombodrom“ in der Kyritz-
Ruppiner Heide Tiefflüge zu trainieren.

Seit knapp 17 Jahren kämpfen Bürger-
initiativen, Gemeinden und Firmen in
Brandenburg und dem angrenzenden
Mecklenburg-Vorpommern gegen die
Pläne des Ministeriums. Mit dem Urteil
errangen die „Bombodrom“-Gegner
nun einen weiteren Etappensieg.

Das Verteidigungsministerium ver-
kündete trotz der weiteren Niederlage
gleich nach dem Urteilsspruch in Ber-
lin, das 14 000 Hektar große Gelände
bei Wittstock sei weiter unverzichtbar.

General Heinz Marzi sagte beherrscht:
„Wir benötigen Wittstock.“ Die abge-
wiesene Berufung ist indes eine schal-
lende Ohrfeige – fehlerhafte Weichen-
stellung, kein Plan, nicht beachtete In-
teressen von Anwohnern, keine Unter-
suchungen zu den Lärm-Auswirkungen
– Gerichtspräsident Jürgen Kipp sparte
in seinem Urteil nicht mit deutlichen
Worten.

Doch da die Revision zum Bundes-
verwaltungsgericht zugelassen wurde,

könnte der Streit um den Ausbau zu
Deutschlands größtem Luft-Boden-
Schießplatz weitergehen. Noch legte sich
das Ministerium nicht fest, ob es in Leip-
zig weiterklagt. Jedoch wächst wenige
Monate vor der Bundestagswahl der
Druck auf die Politik, die „Bombodrom“-
Pläne zu begraben. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) hat sich bislang
mit Verweis auf das laufende Ge-
richtsverfahren herausgehalten. SPD-
Kanzlerkandidat Frank-Walter Stein-

meier erklärte gestern an die Adresse
des Verteidigungsministeriums, jetzt
müsse Schluss sein mit den Klagen.

In beiden Bundesländern herrscht erst
einmal Erleichterung. 15 000 Arbeits-
plätze im Tourismus allein in Branden-
burg wären nach Angaben der Staats-
kanzlei bedroht, sollte das Militär-Sze-
nario Wirklichkeit werden. „Tourismus
ist das einzige, was in dieser Gegend
noch stattfindet“, sagt Staatskanzleichef
Clemens Appel. Jutta Schütz, dpa

Tiefflieger über der Heide verboten
Gericht untersagt der Bundeswehr erneut Training über „Bombodrom“ in Brandenburg

Rom. Drei Tage lang lässt Silvio Berlus-
coni sich und seine „neue“ Partei fei-
ern. Drei Millionen Euro kostet es, den
72-jährigen italienischen Regierungs-
chef und Medienzar aus Mailand nun
offiziell auch in der Partei zu inthroni-
sieren und sein „Volk der Freiheit“ offi-
ziell zu gründen. Der Cavaliere hat ei-
nes seiner langfristigen Ziele erreicht.
Als Chef der Partei Popolo della libertà
(PdL) betritt er neues Terrain in der po-
litischen Landschaft – das Spektrum
der Parteien ist jetzt ein Stück weniger
zersplittert. 

Aber war es nicht übertrieben, etwa
6000 Delegierte für dieses Wochenen-
de ins römische Kongresszentrum zu
bitten? Immerhin muss das Parteivolk
mit einer halben Tonne Pasta, fast

ebenso viel Mozzarella und 2500 Li-
tern Wein (weiß und rot) bei Laune ge-
halten werden. Aber das war es dem
norditalienischen Milliardär wert, um
nun ohne geheime Wahl zum neuen
„Superchef“ zu werden und nach den
Parteistatuten mit höchsten Vollmach-
ten vor allem auch in Personalfragen
ausgestattet zu sein. Und Gianfranco
Finis Worte, diese Partei sei keine Mo-
narchie und Einheitsdenken wolle man
nicht pflegen, werden von Berlusconis
Triumph hinweggefegt. Es ist der PdL-
Gründungsparteitag und damit der Ab-
gesang auf Berlusconis Forza Italia (FI)
und auf Finis bereits vor einer Woche
beerdigter Nationalen Allianz (AN). 

Ende 2007 hatte Berlusconi dieses
Zusammengehen angekündigt und er-

klärt, ideologische Zöpfe abschneiden
und eine gemäßigt konservative Mas-
senpartei aus der Taufe heben zu wol-
len. Vor 16 Jahren stieg der Wirt-
schaftsmann Berlusconi in die Politik
ein, jetzt ist von der „Unsterblichkeit
des Cavaliere“ die Rede.

Beim großen Fest der Inthronisie-
rung schwingt kaum Nostalgisches mit.
Berlusconi liefert das, was er als sein
Charisma ansieht, und er setzt auf sei-
ne plebiszitäre Politik. Fini ergänzt das
mit einem überraschend liberalen Flü-
gel und muss dabei nur aufpassen,
dass ihn Berlusconis Stern nicht ein-
fach verglühen lässt. Von der linken
Opposition droht der neuen Partei PdL
vorerst keine Gefahr.

Hanns-Jochen Kaffsack, dpa

Berlusconi gründet konservative Partei
„Volk der Freiheit“ macht Italiens Ministerpräsidenten zum Superchef 

Das Leben ist ein Spiel – und die Politik sowieso. Milliardär Silvio Berlusconi hat sich
mal eben eine neue Partei gegründet. Foto: dpa

Berlin (dpa). Im Bundestag zeichnet
sich eine breite Mehrheit für eine Wen-
de in der Schuldenpolitik von Bund und
Ländern ab. CDU/CSU und SPD begrüß-
ten gestern die Aufnahme einer „Schul-
denbremse“ ins Grundgesetz. Auch die
FDP signalisierte Zustimmung. Grüne
und Linke blieben bei ihrer Ablehnung.
Ihre Stimmen sind für die erforderli-
chen Zwei-Drittel-Mehrheiten allerdings
nicht nötig. Vor allem aus der SPD-Lin-
ken hatte es Kritik an der Null-Verschul-
dung gegeben, weil damit der politische
Spielraum der Landtage zu sehr einge-
schränkt werde. Schleswig-Holstein
strebt dazu eine Verfassungsklage an.

Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück (SPD) sprach im Bundestag von
einem „Signal an die Bürger, dass wir es
sehr ernst nehmen, nach der Rezession
auf einen Konsolidierungspfad zurück-
zukehren“. Das jetzt angestrebte „or-
dentliche Finanzgebaren des Gesamt-
staates“ sei zugleich ein Signal an die
Finanz- und Kapitalmärkte und die EU
für die künftige Einhaltung des Euro-
Stabilitätspakts.

Bundestag

Breite Zustimmung
zum Schuldenstopp

Berlin (dpa). Kriegsdienstverweigerer
sollen stärker von ihrem Zivildienst
profitieren. Der Bundestag verabschie-
dete ein Gesetz, das den Umbau des Zi-
vildienstes zu einem sogenannten
Lerndienst vorsieht. Danach erhalten
Zivildienstleistende ein Abschlusszeug-
nis, welches Auskunft über die erwor-
benen Qualifikationen gibt. Zudem sol-
len Kenntnisse und Fähigkeiten, die
während des Zivildienstes erworben
wurden, verstärkt auf Ausbildungs-
und Studienzeiten anrechenbar sein. 

Für den Bereich Telekommunikation
verabschiedete der Bundestag eine
verbraucherfreundliche Neuregelung:
Anrufe mit dem Handy bei 0180-Num-
mern werden preiswerter. Künftig dür-
fen maximal 42 Cent pro Minute ver-
langt werden und höchstens 60 Cent 
je Anruf. Ursprünglich waren sogar 
28 Cent pro Minute und 40 Cent je An-
ruf vorgesehen. Diese Obergrenzen
wurden nach Protesten von Mobilfun-
kanbietern aber noch angehoben.

Bundestag

Zivildienst
neu geregelt

Berlin (dpa). Das Bundesfinanzministe-
rium will Forderungen von EU-Industrie-
kommissar Günter Verheugen nach Än-
derungen am KFZ-Steuergesetz zurück-
weisen. Eine Ablehnung der kürzlich be-
schlossenen teilweisen Steuerentlastung
von 150 Euro für die ehrgeizige künftige
Schadstoffnorm Euro 6 sei nicht nach-
vollziehbar, sagte Ministeriumssprecher
Torsten Albig.

Mit der Förderung von Euro 6 will das
Finanzministerium bei neuen Dieselfahr-
zeugen neben dem Abbau von Fein-
staub-Partikeln vor allem auch das ge-
sundheitsschädliche Stickstoffdioxid aus
den Fahrzeug-Abgasen beseitigen. Die
neue Steuerentlastung für den Zeitraum
2011 bis 2013 soll für Euro-6-Fahrzeuge
gelten, die vom 1. Juli 2009 an zugelas-
sen werden. Diese Regelung knüpfe an
die im ersten Konjunkturpaket enthalte-
ne befristete Steuerbefreiung an. Verheu-
gen hatte argumentiert, dass die erst
künftig verbindliche Euro-Norm 6 nicht
anders gefördert werden dürfe als die
derzeit am Neuwagenmarkt herrschende
Euro-Norm 5. 

KFZ-Steuer

Ablehnung der 
EU-Forderung

Moskau (AFP). Der russische Präsident
Dmitri Medwedew lässt die Beendi-
gung des Militäreinsatzes in Tsche-
tschenien prüfen. Er habe die russi-
schen Sicherheitskräfte angewiesen zu
untersuchen, ob der 1999 begonnene
Anti-Terror-Einsatz beendet werden
könne, sagte er gestern in einem vom
Fernsehen übertragenen Treffen mit
dem Chef des Inlandgeheimdienstes

FSB, Alexander Bortnikow. „Die Lage
in Tschetschenien hat sich im Wesent-
lichen normalisiert“, sagte Medwedew
zur Begründung. Die Entscheidung
hätte den Abzug von mehr als 
20 000 russischen Soldaten aus Kauka-
susrepublik zur Folge. Beim nächsten
Treffen des russischen Anti-Terror-
Rats solle Tschetscheniens Rechtssta-
tus geprüft werden.

Tschetschenien

Russland prüft Soldaten-Abzug
Jamrud (AFP). Bei einem Selbstmord-
anschlag im Grenzgebiet zu Afghanistan
sind im Nordwesten Pakistans mehr als
50 Menschen ums Leben gekommen.
Mehr als 100 weitere Menschen seien
bei dem Attentat gestern auf eine Mo-
schee in Jamrud verletzt worden, sagte
ein örtlicher Behördenvertreter.

Der Attentäter sprengte sich zu Be-
ginn des Freitag-Gebets in einer Mo-

schee in Jamrud in die Luft. Von der
Moschee blieben nur zwei Minarette
stehen, überall lagen blutige Kleidungs-
stücke herum. Es war einer der
schwersten Anschläge in der Geschichte
Pakistans. Staatschef Asif Ali Zardari
und Regierungschef Yousaf Raza Gillani
verurteilten die Tat „auf das Schärfste“.
Zu dem Attentat bekannte sich zunächst
niemand.

Pakistan

50 Tote bei Selbstmordanschlag

Leipzig. Wladislaw Below, Direktor des
Zentrums für Deutschlandforschungen
an der Russischen Akademie der Wis-
senschaften in Moskau, sieht die Bezie-
hungen zwischen Russland und der EU
derzeit belastet. Unabhängig davon rät
der 48-jährige Deutschland- und Fi-
nanzexperte, der von der Vereinigung
deutscher und russischer Ökonomen
Dialog e. V. zu einem Vortrag nach
Leipzig eingeladen wurde, deutschen
Firmen, jetzt in Russland zu investie-
ren – wie auch umgekehrt. Man müsse
gemeinsam Wege aus der Krise finden.

Frage: Wie sehr ist Russland von der
weltweiten Wirtschaftskrise betroffen,
jetzt, wo die Preise für Gas und Öl sin-
ken? 

Wladislaw Below: Von der Hypothe-
kenkrise ist Russland weniger betroffen
als andere Länder. Dafür trifft Russland
die Krise besonders durch den Verfall der
Rohstoffpreise für Gas, Erdöl und Metall.
Dadurch geraten auch gesunde Unter-
nehmen im Bereich Aluminium und Stahl
in Schwierigkeiten. Sinkende Haushalts-
einnahmen sind die Folge. Der russische
Staat hat den Rubel abgewertet und so
den Export unterstützt. Und er hat genau
wie die Bundesregierung ein Rettungspa-
ket verabschiedet.

Europa ist an stabilen Gaslieferungen
interessiert. Daher hat die EU jetzt mit
der Ukraine vereinbart, ihr 2,5 Milliarden

Euro an Krediten für die Mo-
dernisierung des Gassektors
zu gewähren. Warum ist Russ-
land darüber so verärgert?

Russland hat zuvor der
Ukraine ein noch größeres
Hilfspaket für die Sanierung
des Gassektors angeboten
und ist natürlich schockiert,
dass die EU und die Ukraine
die früheren Vorschläge igno-
riert haben. Aus meiner Sicht
hat Russland ein faires Drei-
Länder-Modell vorgeschla-
gen. Deutschland, Russland
und die Ukraine sollten den
Gasbereich gemeinsam sanie-
ren und verwalten. Es
sollte eine Diskussions-
runde geben mit EU,
der Ukraine und Russ-
land. Dass Russland aus diesen Gesprä-
chen und dem Abkommen ausgeklam-
mert wurde, ist eine Beleidigung.

Präsident Medwedew und Kanzlerin
Merkel treffen sich zu Wochenbeginn.
Was erwarten Sie von diesem Gespräch?

Ich gehe davon aus, dass Präsident
Medwedew ruhig und verständlich die
russische Position erklärt und dass die
EU, in der die Kanzlerin eine wichtige
Stimme hat, und die Ukraine die Koope-
ration mit Russland akzeptieren werden. 

Ist Moskau jetzt schadenfroh, wenn es
sieht, was mit der tschechischen Regie-

rung während der EU-Rats-
präsidentschaft so passiert?

Es gibt keine Schadenfreu-
de. Wir haben Verständnis
dafür, wie schwer es ist, EU-
Mitglied zu sein, auch den
Ratsvorsitz zu haben und
dann noch eine unabhängige
Außenpolitik zu machen. 

Die Nato steuert auf ihren
60. Jahrestag zu. Der Nato-
Russland-Rat soll neu belebt
werden. Ist die Erweiterung
der Allianz immer noch ein
wunder Punkt für Russland?

Ja, die Nato ist entgegen
von Zusagen bis an die
Grenze von Russland
gerückt. Sie ist keine
politische, sondern ei-

ne militärpolitische Organisation. Zurzeit
sind wir Partner, und es ist auch unser
Wunsch, dass es so bleibt. Deshalb hat
Präsident Medwedew im September
2008 den Vorschlag unterbreitet, eine ge-
meinsame Sicherheitsarchitektur in Eu-
ropa zu besprechen, die auch die Sorgen
Russlands berücksichtigt. Und Russland
ist enttäuscht, dass dieses Ansinnen vom
EU-Außenbeauftragten Solana einfach
vom Tisch gewischt wurde.

Die Nato will aber auch Georgien und
der Ukraine eine Beitrittsperspektive ge-
ben ...

... das wird die Beziehungen zu Russ-
land stark belasten. Da unterstützen wir
die deutsche Position, nicht vorschnell zu
handeln. Statt Russland zu verärgern,
sollte der Westen vielmehr kooperieren,
etwa wenn es um den Iran oder Afgha-
nistan geht. 

Was sollten Russland und Deutschland
gemeinsam gegen die Wirtschaftskrise
unternehmen?

Auch in der Krise sollte investiert wer-
den. Für deutsche Investoren bietet der
russische Markt gute Chancen. Die russi-
sche Regierung heißt sie willkommen.
Auch russische Unternehmer sollten in
Deutschland mit Innovationen auf den
Markt gehen, besonders IT- und Dienst-
leistungsunternehmen. Sachsen macht
dabei ein besonders gutes Standortmar-
keting. Derzeit läuft zudem die Bewer-
bung für deutsche Führungskräfte für ei-
nen dreiwöchigen Business-Aufenthalt in
Russland. 

Können Sie deutschen Anlegern guten
Gewissens raten, russische Aktien zu
kaufen?

Na klar. Aber sie sollten auf den richti-
gen Zeitpunkt achten. Es ist noch nicht
gewiss, ob der Tiefpunkt schon erreicht
ist. Gazprom-Aktien kann ich auf alle
Fälle empfehlen. Aber vielleicht noch ein
bisschen warten. Das ist aber ein Rat oh-
ne Gewähr. Interview: Anita Kecke

@www.inwent.org

„Russland ist enttäuscht“
Experte Wladislaw Below blickt kritisch auf Nato und EU / Gemeinsam aus Wirtschaftskrise

Wladislaw Below
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